
DA. FRANZ LÖSCHNAK 
BUNDESMINISTER FÜR INNERES 

n -JOf3der Beilagen 2U den Sten()gr~.phischen Pr0!91<oJT~.!! 
des Nationalrates XVlll. Gesctzgebungspcriode 

\.. 

Zahl: 50 115/570-11/2/91 Wien, am 26. Juli 1991 

An den 

Präsidenten des Nationalrates 
Dr. Heinz FISCHER 

4Z'I1IAB 

1991 -07- 3 1 
zu -125l{ IJ 

Parlament 
1017 Wie n 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. FILZ, Freunde und Freundinnen 

haben am 14. Juni 1991 unter der Nr. ]254/J an mich eine schriftli­

che parlamentarische Anfrage betreffend "übergriffe der Polizei 

und Gendarmerie" gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"I. Wie lautet der Polizeibericht über nachstehend mit Datum, 
Opfer und Ortsangabe bezeichneten Vorfall? 

2. Wurde gegen in diesen Vorfall verwickelte Beamte Strafanzeige 
erstattet? 

3. Falls Strafverfahren gegen in den Vorfall verwickelte Beamte 
stattfanden, wie endeten diese Verfahren in erster, wie in 
zweiter Instanz? 

4. Fall~ es rechtsJu'iiftige Verurt.eilt,Ingen von i1) diesp Verfahren 
verWIckelte Beamten gab, welche dlenstrechtl1chen Konsequenzen 
wurden gezogen? 

5. Fa] Is es zu Versetzungen von Bearnten kam, in wplche Kormnissa-­
riate bzw. Gendarmerieposten erfolgt.en diese? 

6. Wurden gegen den B~schwe~de~ührer im Zusammenh~ng mit .der 
Strafanzeige gegen dIe Polizeibeamten strafrechtllcfie SchrItte 
eingeU"ite(? 

7. Bejahendenfalls: Nach welchen Bestimmungen des StrafgesetZbU­
ches wurden strafrechtliche Schritte gegen den Beschwerdefüh­
rer eingeleitet? 

R. Wurde ~egen einen der beschuldigten Beamten bereits einmal ein 
Disz~p~~narverfahren eingeleitet? Wenn ja, war~m und wie ende-
te dIes. . 

9. Im Polizeibericht wird angeführt, daß von den Beamten "zur 
IJnterstützung die DOKU-Gruppe angefordert wurde." 

a. 
b. 
c. 
d. 

Vorfall: 
Ort: 

Zu welchem Zweck wurde diese Gruppe angefordert? 
Was unternahm die DOKU-Gruppe in der Folge? 
Gibt. es Aufzeichnungen über diesen Vorfall? 
Wenn ja, sind Sie berei~ dem Fragestell~r diese. 
Aufzelc\:lnungen zur Verfugung zu stellen. Wenn neIn, 
warum Tllcht. 

Betroffene: 

R. Mai 1991, zwischen 07.38 Uhr und 09.42 Uhr 
Wien 12., Marscha]]platz 4 
Franz SCHODL" 
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Aufgabe der Sicherheitsexekutive ist ps, die Rechtsordnung in den 

Bereichen durchzusetzen, in denen der Gpsetzgeber (lies im Interes­

se der Allgemeinheit vorgesehen hat. Die Sicherheitsexekutive hat 

daher vor allem das Leben, die Gesundheit und das Eigentum der 

Bürger zu schützen sowie <lif.~ Freiheit und den Frieden in der Ge­

meinschaft zu gewi:i.hrleisten; die Tats8.che, daß ihre Arbeit und 

damit selbstverständlich auch ihre Fehlleistungen im Einzugsbe~ 

reich besonders sensibler und schützenswerter Güter, wie jener der 

persi:)n] i ehen Fre i hp i t. und <1pr I{i:)rper 1 i ehen Unvpr sphr thcd t , ge lei­

stet wird, macht es erforderlich, bei AusbildUhg önd Dienstauf­

sicht stijndig bemüht ZII sein, damit die Effizienz der Sicherheits­

behörden gewahr t lInd doch dip Be 1 as t ung der Be t rof fencm durch 

Grundrechtseingriffe so gering wie möglich geh~lten werden kann. 

Ich bin daher seit Übernahme der Verantwortung im Innenressort 

bestrebt, Vorwürfe, die gegen Beamte erhoben werden, rasch und 

unvore i ngpnommen prii fen zu 1 as sen, <land t. unwahn~ Ans chu 1 <li gungen 

so schnell wie mögJich als solche erkannt und ~eamle, die sich 

Fehlleist.ungen zu Schulden h8.ben kommen l8.ssen, zur Ver8.ntwortung 

gezogpn werden. Dies hat auch die Volksanwaltschaft in ihrem letz­

ten Bericht hesti:i.tigt, in dem sie ausgeführt hat, daß im Innenres­

sort im Falle von Mißhandlungsvorwilrfen, die "ohjel\.tiv erforderli­

chen sicherheitsbehHrdlichen Erhebungen durchgeführt werden", Es 

kann somit keine Rede davon sein, daß Angehörige der Sicherheits­

ex e ){U t. i ve, die s ich ein f-~ I' M i ß h a Tl cl] u n g s eh u 1 d i g mac he n, 11 f ast. nie 

mit straf- oder disziplinarrechtlicher Verfolgung rechnen müssen". 

Allerdings muß ich auch anläßlich dieser Anfrage darauf hinweisen, 

daß für Beamte, gegen die ein Mißhandlungsvorwurf erhoben wird, 

der in der Verfassung {Art 6 Abs 2 EMRKJ verankerte Grundsatz der 

Unschuldsvermutung gilt, sodaß his zum Bewpis des GegenteilS von 

ihrer Schuldlosigkeit auszugehen ist. 

Das Europijische Komitee zur Verhindprung der Folter und der un­

menschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Bestrafung hat in 

sf-dnem <18r österreichisctwn BIlndesregi8rung orstatt8ten Bpricht 

eine Reihe von Maßnahmen empfohlen. Soweit diese kurzfristig ver­

wirklicht werden können, ist dies hereits geschehen oder steht 

dpren Verwirl<lichung unmittelbar bevor. Die miLtplfristig reali­

sierh8.ren Maßnahmen werden vor allem im Rahmen der Strafprozeßre-
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form umzusetzen sein. Außerdem hat. das Komi tee besondf-~rs betont, 

daß eine professionelle Allsbildung die wichtigste Voraussetzung 

für die Verhinderung von PolizeiUbergriffen sei. Da sich diese 

Einschätzung mit meiner überzeugung von der Notwendigkeit einer 

fundierten Aus- und Weiterbildung aller Mitarbeiter deckt, war ich 

bestrebt, die Schulung gerade 

rechte auszubauen. 

im sensiblen Bereich der Menschen-

Im übrigen wird der pprmanentp Weitprbil<iungsprozeß aller Ressorl­

angehörigen durch die Einrichtung entsprechender ~ildungsstätten 

und Bildungsangebotp sichergestellt. Der Sicherheitsverwaltung 

so] len jene personellen und tecluli sehen Rf-~ssourcen zur Verfügung 

stehen, die zur ErfUllung ihres sicherheitspolitischen Auftrages 

im nahmen mensehpnwürdiger Arbeilsbedingungen erforderlich sind. 

Diese Bestrpbungen finden im Budget J99]. entsprechenden Ausdruck. 

Zur Frage einer externen Kontrolle strafrechtlich nicht relevanter 

Beschwerdevorbringen verweise ich darauf, daß die dem Nationalrat 

zugegangpne Regierungsvorlage eines Sicherheitspolizeigesetzes, 

eine solche Kontrolle vorsieht: Bürger, die sich von einem Organ 

des Bffentlichen Sicherheitsdienstes pflichtwidrig behandelt fUh­

len und mit der von der Dienstbehörde auf Grund einer Aufsichtsbe-

schwerde getroffenen Feststellung nicht zufrieden sind, 

die unabhängigen Verwaltungssenate anrufen können. 

sollten 

Noch in der XVII.GP wurde eine Änderung des § 102 Abs. 1 BDG 1979 

(EGBI.Nr. 447/1990) dahingehend vorgenommen, dan die Disziplinar­

strafe der Entlassung von der Disziplinaroberkommission mit Stim­

menmehrheit verhängt werden kann. Der weisungsgebundene Diszipli­

naranwalt ist somit in Fällen, in denen eine gebotene Entlassung 

von der Disziplinarkommission nicht ausgesprochen wurde, in der 

Lage, eine Entscheidung der Berufungsbehörde herb~izuführen. 

Insgesamt ist somit ein ausgewogenes Paket an Maßnahmen verwirk­

Itcht worden, das pinerseits eIer Sich(~rhpi1.spxpkulive clin Erfül-­

lung ihrpr Ällfgaben ermöglicht. und andprerseits ·den Bürgpr vor· 

ungerechtfertigter Pol izpigewal t Schutz gpwi:ihrt. 
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Tm einzelnen führe ich zur vorliegenden Anfrage aus: 

Zu Frage 1: 

Mag. SCHODL wurde am 8.5.1991 um 09.42 (Jhr aus Gründen, auf die ich 

im Hinblick auf meine Verpflichtung zur Wahrung des Amtsgeheimnis­

ses ohne die Zustimmung des Betroffenen nicht eingehen kann, festge-

nommen. 

Nach der Obf'I'stellung in das BezirkspoIjzeikolHlllissariat Meidling 

er war zum Arreslantenwagf'n getragen worden klagte er über 

Schmerzen. Bei der Untersuchung durch den Amtsarzt waren äußere 

Verletzungsanzeichen nicht festzustellen. 

Mag. SCHODT. gab bei. der Finvernahmp 3n, er s(-;i. im Zuge d(-~r Festnah·· 

me ver]ptzt worden. 

Zu Frage 2: 

Die Vorerhebungen im Dienste der Strnfjusliz sind noch nicht abge­

schlossen. 

Zu Fragen 3 und 4: 

Tm Hinbl.ic){ auf <1.1(' Beantwortung d('[' Frage 2 pnlfallen wei torp 

Ausführungen. 

Vprsetzungen erfolgten nicht. 
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Zu_FragEL...fi: 

Nein. 

Zu Frage 7: 

Im Hinblick auf die Beantwortung der Frage 6 entfallen weitere 

Ausführungen. 

Zu Frrtg~ 

Nein. 

Zu Frage 9: 

a) Die DOKU-Gruppe wurdp angefordert, um polizeilich relevante 

Geschehllisse zum Zwecke der Beweissicherung objektiv festzuhal­

ten. 

bund c) Die nOKU-Gruppe dokumentierte die Geschehnisse in Form 

eines Videofilmes und eines Fotosatzes. 

d) Wie hereits ohen ausgefUhrl, wurden die Geschehnisse zum Zwecke 

der Beweissicherung feslgehalten. 

Eine VerBffentlichung des Filmmaleriales kann erst nach Abschluß 

des von Mag. SCHODL angestrengten Verfahrens vor dem unabhängi­

gen Verwaltungssenat und nach Ahschlllß des gerichtlichen Verfah-

rens gegen die Beamten und unter der Voraussetzung, 

Betroffen\? einer so1chen zust.inulil, er·folgen. 

daB der 
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